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II- Z'IDO der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nati(\nalrates 

XIII. Gesetzgebungsperiode 
REPUBlIKOSTERREICH 

BUNDESKAN'ZlERAMT 

GZ 31.394-VD/SL/73 
VerilJaltungsreform; 
schriftliche JUafrage der 
Abgeordneten zum National­
rat Dr. SCHI'JIIDT 1L.'1d Genos­
sen (FPÖ) an den Bundes­
kanzler 

An den 
Präsidenten des Nationalrates 

I. 

4o~~ /A.B. 
zu 406.1 jJ. 

~ 1 O. April 1973 Pras. am. __________ _ 

Vi i e 11 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. SCilllliIDT tL~d Genossen 
haben in der Sitzung des Nationalrates vom 14. Feber 1973 unter 
Nummer 1069/J an mich eine schriftliche Anfrage betreffend Ver­
wal-tungsreform gestellt~ 

11. 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 
Frage 1 lautet: 
}'Yelche konkreten Arbe; tsergebni~se haben die se Arbei ts­

kl~ise bisher erbracht? 

Antwort: 
~r. Arbeitskreis 1"Rechtsbereinig~Ulgs- lli"1d Gesetzgeb':::Pg.E.:: 

vorbere itung 11 hat bisher zwei Beratungen abgehalten, denen ein 
vom Vorsitzenden erarbeitetes Arbeitsprogramm zugrtUlde gelegt 
wurde und das in den Beratungen endgültig formuliert ·wurde. 

Die Zielsetzungen und Zielvorstellungen'dieses Arbeits­
kreises können schlagvlortartig wie folgt zusammengefaßt werden: 

1. gechtsbereini~g: 
In Anknüpfl.L.'1g an die in frUheren Gesetzgebung,speriodenent­

wickelten Initiativen wären die Entwürfe von Rechtsbereinißur~s­
vorbereitungsgesetzen in Zusammenarbeit mit den sachlich zustän­
digen Bundesministerien auf den letzten Stand zu bringen .. 
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2. LanESfristige zumindest aber mittelfristige Planung f 

legislativer Vorhaben: 
Hiefür wird ausgehend von den jeweiligen Regierungs­

programmen und Entschließungen des Nationalrates ein Arbeits­
konzept für die einzelnen Bundesministerien empfohlen. 

3. Konkrete Eaßnahmen für die inhaltliche und formelle . 
GestalttL~g der Rechtsnormen: 

Der Arbeitskreis schlägt den Ausbau der legistischen 
Richtlinien und der Richtlinien über computergerechte Gesetz­
gebung, Ersetzung des materiellen Derogationssystems durch das 
formelle Derogationssystem, Organisationsmodelle für die 
Hoheits- und PrivatwirtschaftsvervJaltü.ng insbesondere in An­
lehnung an die G~~ndsätze der Regierilllgsvorlage eines Bundes­
ministerie~~esetzes, Vereinheitlichung der das Verf2Jlren vor 
Gerichten und Ve~waltungsbehörden regelnden allgemeinen Gesetze. 

Un"l.;ersuchung der Frage, ob lL.'1d in welchem U:ni'ang ein. allge­
meiner Teil des Ver'Nal tungsrechtes, et;wa vergleichbar den allg8-
meinen Bestimmungen des AEGB oder dem Allgemeinen Teil des 
Verwaltungsstrafgesetzes, für den gesamten Verwaltungsbereich 
des BUndes erstellt werden kann. 

Eiru16itliche Vorbereitung lmd Verwirklichtmg des Rechts­
setzungsprozesses in technischer Hinsicht~ RationalisierLUlg 
und Vereini'achung des Verkünc.unssvJesens, Fortsetzung der 
Arbeiten an der Rechtsdol;:umelitation 

und anderes vor. 

per Arbeitskreis 2 flYervTaltungsreform im Bereiche der 
Hoheitsverwaltu.llg tl konstituierte sich am. 23 .. Jär..ner '1973 und 
trat am 9. Feber 1973· zu einer weiteren Beratilllg zusarr~en. 
Der Vorsitzende legte eine Disküssionsgrundlage vor, die als­
grundsätzliche Leitlinie für die zukÜIlftige Arbeit ohne Ein­
wendung angenommen vmrde. Sie soll dazu führen, daß onne 
kasuistisches Eingehen in Detailarbeiten der Ressorts allge­
meingültige Richtlinien herausc;earbei tet, . bzw 0 I\Iodelle erarbei­
tet werden, die auf verschiedene Bereiche anr;evJendet werden 
können. Hiebei soll auf projektbezogene Vorschläge besonderer 
Wert gelegt werden. 

In den bisherigen Beratlli'J.gen des Arbeitskreises 2 kam der 
Wunsch zum Ausdruck, mit stä..'Tldigen Kontaktbeamten· in den ein-' 
zeInen Ressorts zusai;lmenarbeiten zu können; dies schon deshalb 
da Reformarbeiten, die von Erfolg begleitet sein sollen, n1,U' im 
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Einverständnis mit den betroffenen Dienststellen durche;eführt 
werden können lli"'1d da ja diese selbst die Hauptlast der Reform-· 
arbeit zu tragen haben. 

Hiezu wird auf die Ausführung im letzten Absatz des Berich­
tes über die Tätigkeit des Arbeitskreises 3 hingewiesen. 

Der Arbeitskreis hält es des weiteren auf Grund seiner bis­
herigen Beratungen für erstrebenswert, daß die Verwaltungs­
reformkommission zu einem möglichst frühen Zeitpunkt bei der 
Ausarbeitung k~~tiger Gesetzentwürfe mitwirken kann, tun vom 
Anfang an auf verwaltungsreformatorische Grundsätze 1l..71.d Möglich­
keiten hinweisen zu kÖ~"'1en. 

Für die Dienstpostenplanbewirtschaftung schlägt der Arbeits­
kreis vor, bei künftigen Dienstpostenplanverhancllungen mit den 
einzelnen Ressorts jeweils zu berücksichtigen, ob personalsparende 
Reformmaßnahmen, die von der Verwaltungsreformkomm.ission den 
Ressorts vorgeschlagen wurden, a~ch tatsächlich realisiert wor­
den sind .. 

Neben langfristigen Programmen geht es dem ArbeitslTeis auch 
um. kurzfristige realisierbare Maßnahmen: 

In diesem Sinne wurde von den Gewerkschaftsvertretern, die 
dem Arbeitskreise angehören, vorgeschlagen, die Fragen der Ver­
besserung der Kanzleiordnung und der verstärkten AnwendtUlg büro­
technischer Mittel in der Verwaltung vorrangig zu behandeln. 
Diese Anregm1g des Arbeitskreises vvurde von der Verllaltungsre­
formkommission aui'gegriffen. Die Verv1altungsreformkoIilluission 
erhebt zur Zeit genau den Stand der Kanzleior~~ungsreform in den 
einzelnen Ressorts, sie wird in der Folge besondere Besprechungen 
mit jenen Ressorts ab.lJ.alten, in denen die Kanzleiordnungsreform 
noch nicht die gewünschten Ergebnisse hat, um auf diese ~/ieise in 
einem überschaubaren Z~itraum z~ einer für alle Ressor,ts gül~igGn 
verbesserten neuen Kanzleiordnur~ zu gelangen. 

Für die ebenfalls vom Arbeitskreis 2 in. der ~erwaltungs­
reformkommission zur Sprache gebrachte Frage der SkartiertUlg 
von Altakten und des Einsatzes der Uikrofilmtechnilc in der Ver­
waltung soll von der Verwaltuußsreförmkommission der derzeitige 
Stand der Arbeiten erhoben werden, woraus sich Vorschläge für 

die weitere Vorgangsweise ergeben werden. 
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Der Arbeitskreis 3 "Rationalisierun~ der B'-1Tldesbetricbc !l - ------------~'~,.-----------------------
konstituierte sich am 30. 1'\. 1972 und hat am 25" 1. 1973 eine 

,weitere ,Beratung abgehalten. Der Vorsitzende legte eine "orsto 
ArbeitsunterlaGe" vor~ die neben einer Aussage über die Objekte 
der VntersUChtUlgen und Globalzie~für diese Untersuchungon vor 
allem auch das "Vorgehen für die ArbeitsgruppeIl skizzierte: 
Dieses soll sich in drei Phasen abwickeln: 

Erste Phase: 'Rechts- und Sachlagenermittltmg (etwa bis r::ai 1973); 
Zweite Phase: Betriebsspezifische vergleichende Analyse von Ist­
zustand und Sollzustand: Erarbeitlmg von Empfehlungen (et\1a bis 
~ovelüber 1973); 
Dritte Phase: En'~licklung eines integrierten BetriebsführuJ:~s­
sys'l:iems für die Bundesbetriebe und betriebsäb.:nlichen Einrichtu ... "'lgen 
(bis Jahreswende 1973/74) 

Der Arbeitskreis erklärt sich mit diesen Zielsetzungen lmd 
mit der Vorgangsweise - zu der es nur geringfügige iillderüngs­
wfu~che gibt - im Prinzip einverstanden. 

Schon in der GrtuLdsatzdisk11ssion, die anläßlich der ersten 
Sitzung. abgeführt· vrurde und vor a.llem den Kreis der Objekte deI' 
UnterSUChungen abklä.ren sowie not"7endige Begriffsbc3till1!lTtmgen 
formu.lieren sollte, entschloß man sich fU.r eine eher pragmatischo 
Vorgangsweise " So wurde - unter be\7Ußtem Verzicht; auf eine a11-
sei ts befriedigende Bestimmung des Begriffes IlBt"L."ldesbetriebe 11 

zunäChst taxativ aufgezählt, welche Betriebe und 'betriebsähnlichcD 
Einrichtungen von Arbeitsk:ceis 3 vorerst bearbeitet werden 
sollten: Es sind dies die Österreichische Staatsdruckerei, die 
öst;erreichischen .8alinon,dio Öste::::'reichische Glückspielmonopol­

verwaltung, die Ve~1ertungsstelle des Österreichischen Brand­
Vleinmonopols , das Östorreichiocho HauptL1tl..."1zant, die Post- und' 

.. Telegraphenanstalt, die Bundestheater, die Bundesapötheken und die 
gern. BundesfinanzßGsetz als "betriebsiihnlicheEinrichtungen" zu 
behandelnden Ver'lJaltungseinrichtungen. Dadurch sollte in extensiver 
Weise eine übersicht über alle jene EinrichtunGcn des Bunues ge­
wonnen werden, die betriebslihnlichen C'!lara':zter haben. Anläßlich der 
iweiten Sitzung des Arbeitskreises (am 25. Jänner 1973) konnten be­
reits UntersuchunGsergebnisse zur Phase 1 vorgeleGt werden. Es h~de 
sich um eine gcnaue Analyse der lhase der oIC;;:misatorischeD,Ger fln:1::l~ion~ü:~T 

und der das nec~nune;s'.','esen regelnden Hecht svorschriften für folt;en,~.0 
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Betriebe: Staatsdruckerei , Salinen, GlÜckspielmonopolverml.l·tung? 

Branntvleinmonopol, Hauptmünzamt, Post- und Telegraphenanstalt .. 

Bis zur nächsten Zusruamen1~t des ArbeitskreisGs (12. Anril . , . 
1973) werden folgende Arbciten- die bereits einvernehmlich ar.. die 

. Mitglieder vergeben wurden - abges~hlossen seir....: 

.Eine Untersuchung über die organisatorischen, die :funktionalen 

und die das Rechnungswesen regelnden Recht$vo:r:'schriften bei den 
Bundesapotheken. 

Fitr die bereits untersuchten Betriebe worden bis dahin Unter­

suchungen angestellt, die folgende Fragen klären: 

1. Kapitaleinsatz und Änderung der Kapitalstruktur sowie 
der Vermögenszusal.U.IDensetzung ab Bilanz ~1968; 

2. die Erfolgsentwicklung untCl~ besonderer Bedachtnahme 
auf die vorgegebenen oder sonstigen zugrundegelegten 

Grundsätze der Preisbildung (C...ebilllren·· tL'l1.d Tarifkorrelc-~ 
turen); 

3. die ge s chä.f-tispo li tische Zielsetzu ... "1.g und die Führungs­

grundsä.t"ze (aus Gesetz, Statut, YJeistmgen oder kraft 

. eigener Un-i;ernehmensphilosophie) sowie die faktische 

Führungs- und Durchführungsorganisation (insbesondore 
Abweichungen von generellen Rechtsnormen bZVl. i~ deren 

:faktischen Durchfw.lrung; Vorhandensein von Ort;anisations­

abteilungen?) 
4~ die GrundzUge der Kassenrechnung , der Finanzbuchhalt;ung 

und des Kostenrechnungswesens sowie innere und äußere 

Kontrolleinricht1..U1gen (Innere ReVision, Re chnu..."1gsprÜfer , 

R~chn.ungshöf) ; 
5. Märktposition und Marktverhalten, insbesondere auch diffe­

renziert nach Leistungsarten; 
6. hauptsächliche Beschwerden der öffentlichkeit (1.:assen­

medien usw.) sowie der kOlucreten Benützer dBr Betriebe. 

Ein Vorschlag der vom Arbe i tskreis 3 gemacht 'U....'t).d von der 

Verwaltungsreformkommission aufgegriffen wurde, dürfte für die 

Zukunft von gewisser Bedeutung sein: Der Buncles}<::a.l1z1er sollte 

d:Le Ressortchefs ersuchen, die l1i·tarbeiter an der Ver::raltungs~ 
reform - so \'lie sie in der VerwaltunGsreformJwmmission repr1:i.son­

tiert . sin(l, - bei ihren Untersuchu1l0cn in clon einzelnen Ressort-

..... 
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bereichen zu unterstützen und i:h ... "'1.en die Eöglichl:ei-t zu erleich­
tern, für die Verwaltungsreform relevante Informationen oP_Tle 
VerwaltungsuID."i/ege und prompt zu erlangen .. Der Bundeskanzler hat 
diesem Ersuchen bereits Rechnung getragen~ 

Arbe i tsy-~eis 4- IIVervml tungsservice tu."1d Öffentlichkei ts­
arbeit" . 
Der Arbeitskreis 4 beschäftigte sich in seiner Sitzung am 

27. November 1973 mit der Erarbeitung eines Konzeptes für Ver­
waltungsreformmaßnahmen, die die VerNaltung als einen großen 
differenzierten, aber dennoch dem Schwerpunkt nac.h Dienstlei­
stungen produzierenden Betrieb sehen. IlVerwaltu.i.lgsservice ll 

heißt daher, diese Diens"tleistung den heutigen Methoden des 
Dienstleist1h"1gssektors entsprechend zu verbessern. Die Aufgaben­
steIlung schließt aber auch die Auswahl der erforderlichen Dienst­
leis"tungen (Aufnahme neuer Dienste'j Abgabe ülJerholter Dienst­
leistunßen) eino 

Verwaltlli'1gsservice ist demnach Ver'."mltungsreform aus der 
Sicht des Bürgers, also sozusagen Ver~altm1gsreform von außen 
gesehen .. 

In diesem Sinne erarbeitete der Arbeitskreis 4- folgende 
HauptzielsetzQ~en: 

1 yptersuchungen des Leistungsbedarfes 
Analyse der AufgabensteIlung der BundesverwaltlL'lJ.g im Hinblick 
auf den Bedarf nach Dienstleistungen des EU.nies mit c.em Ziel: 
Anpassung der LeistlLngen an den Bedarf 

2 yerbesse~g der Art der Leistuuf,sstellung 
Analyse, in welcner ;;!eise derzeit die Leistungen gegenüber 
den Bürgern erbracht \'lerden ill1d wie dies verbessert werden 
könnteG Dies betrifft sowohl die äußere Form der Leistungs­
erbrin.gung als auch den Prozeß der IJeistungserstel1ung. Ziel 
ist es, den Kontakt mit der Bundesverwaltung möglichst ein­
fach zu gestalten und Organisationsformen zu finden, die 
dies gewEL..l1,rleisten (z 0 B .. Verwaltungss11permarktp:i:>inzip), 
wobei die Besonderheiten der Relation VerwaltUßS - BiL~ger 

berücksichtigt werden sollen (z 0 B .. Freiheitsvrunsch des 
Bi.L~e;ers ) 
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Ve rwa 1 tlli"1Gsservice bedeutet auch ganz allgemein die Verbes,scrung 

der Relation zwischen Staatsbürger und Verwalt'lIDg lUld schließt 

damit auch die Vorbesserllilg des Image der B'LUldosbedienstetcn 

und die eesamte Informationsaui'gabe des Bundes ein .. 

Als wesentliche Ergebnisse der bisherigen Arbeit des Arbeits­

kre~ses 4 können folgende geplante Projel~e angesehen werden: 

1 Entwicklung eines Informationsinstrumentos, um durch Lnformation 

üt>er bisherige Ergebnisse und weitere Höglichkeiten der Yervial­

tungsreform die Motivation innerhalb der betroffenen - zur i.:it-· 

arbeit eingeladenen Beamtenschaft zu erhöhen. 

2 Der angestrebte Versuch, ei!]. konkretes Modell für ein Jl.Ii1t mit erhör. 

tem· ServicechaJ.:'akter zu entwickeln. Dieses sollte beispiel-

hafte Bedeut~ haben lUld in einem gezielten Ausstrahl~~gs-

prozeß für die Bundesverwaltung allgemeine Bedeutlll1g erhalteJ.l~ 

Frar~e 2 lautet: IIE L, _. 

VOll Reforr:L1:;:onzonten einr-;orä.mnt? 
..... "0 .. __ -;.. _ c _ 1. 

Anti'Wort: . 
Die Vervlal"'Gungsreform.1\:ommission hat anlä.ßJ.ich (leI' Bild'11ng 

der Arbeitskreise zwar keine kalendermäßig festgelegten Fristen 

ernpfohlen$ in der Grundsatzdeba.tte jedoch angeregt? daß die ein­
zelnen Arbeitskreise gerJissePriori täten imlerhalb ihres AufS8.ben·-

·bereiches setzen mögen, vlobei sich jedoch die ReforrrLko::nnission der 

Erkenntnis beyrußt ist, daß VerrlaltungsreforD ein permanenter dyna­

mischer Prozeß ist, der laufend d1ll~chgefü.hrt werden muß .. 

Aus den Ant i.'70rten auf Frage 1 ist zu erkennen, . daß die ein­

zelnen Arbeitskreise sich gewisse Berichtsfristen selbst gesetzt 

haben, die ständig überVlacht werdon., 
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Erap;e'3 lautet: 
pie lauten die Namen der Personen, die in den jeYleiligen 

Arbci tsyxeisen tätig sind lmd \'leIche, Personen führen den Vorsitz? 

Antwort: . 
'1), Arbeitskreis 1 IIRechtpbcreinigung und Gcsetzgebu.ngsprozeß" 

2) 

Dr. ,Edwin LOEBENßTETI1 

Sektionschef im Bundeskanzleramt (Vorsitzen~er) 

Abg. z. UR. Univ.Prof" Dr .. Folix ERI.1ACORA 

Vertreter des Parlamentsklubs der 
Österreichischen Volkspartei 

Dr e Wal ter FRElvlUT:ri 

Vizegouverneur der Österreichischen Postsparkasse 

Arbeitskreis 2 "Verwal t'tL'1gsreform in Bereiche der Hohei ts·-I _ 

verwal tTh'1O' I! . ~ 

Vorstandsdirektor Dipl .. Kfmo Dr. Theobald ETTEL 
Vertreter der VereinigUllg üsterreichischer Industrieller 
(Vorsi'bzender) 

Dr. Franz BE~rER 
Sektionsrat im Bundeskanzleramt 

Abg. z. NR. Univ.Prof .. Dr .. Felix ER}\1ACORA. 

Vertreter des Parlamentslclubs der österreichischen 
Volkspartei 

Dr .. Peter FESSLER 
Sektionsrat im Bundesninistcriu.1TI für Inneres 
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Abg.Z.lffi. Dr. Alfred GASPERSCHITZ 

Vorsitzender der Gewerkschaft de'r öffentlich Bodiensteten 

Dr. Roland GRASER 

Ministerialra.t im Bundeskanzleramt 

Ministerialrat Tibor IG~R..Tlff 

Vorsitzender-Stellvertreter der Gewerkschaft der öffentli.ch 
Bediensteten 

Dr o Theodor MANliARD 
l'l'finisterialrat im Bundesministerium. ItL-:- Fina.nzen 

Dr. Rudolf ~rECK 

Archivoberrat des Haus-, Hof- und Staatsarchives 

Dr. Kar 1 .SELZER . 
Ministerialrat im Bundesministerium für Finanzen 

Arbeitskreis 3 "Rationalisicr:cmg in den Bundesoetriebenl! 
• r 

Dr" Wal ter FRELillTH 
Vizegouverneur der österreichischen Postsparkasse (Y.?L::.: 
sitzender) -
Dr.. Franz BERNER 
.Sektionsrat im Bundeskanzleramt 

Dr. Ernst Kt10GLER 

·Ministerialrat im Bundeskanzleramt 

Uni v "Prof.. Dr·. Herbert KRA.US 

Rechts- 'LUld staats\"lissenschaftliche Fakultät der 

Universität Graz 
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Dr. Albert M.ARKOVICS 
Sektionschef im Bundeskanzleramt 

Dr. Theodor MAKHARD 
Ministerialrat im Bundesministerium für Finanzen 

Dr. Karl PERRELLI 
Sektionschef im Bundesministerium für Finanzen 

Dipl.Ing. Dr. Walther RICHTER 
Vertreter des Klubs der Freiheitlichen Partei Österreichs 

Recbnungsdirektor Josef SCHWEIGER 
'Vorsitzender der Gewerkschaft der Post- und Telegraphen­
bediensteten 

Dr. Karl SELZER 
Ministerialrat im Bundesministerium für Finanzen 

Univ.Prof. Dr. Theo THIEMEYER 
Hochschule für Sozial- und Wirtschaftsv'lissenschaften 
in Linz 

Univ.Prof. DDr. Karl WENGER 
Universität Wien 

4) Arbeitskreis 4 "Verwaltun<:?'sservice und Öffelltlichkeits­
arbeit u 

Direktor Dr. Karl VAK 
Berater der. Bundesregierung in verschiedenen Verwaltungs­
reformangelegenheiten, insbesondere der EDV-Koordination 

Fritz AMRY 
Sekretär des Verhandlungsausschusses 
der vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 

Dr. Peter FESSL~R 
Sektionsrat im Bundesministerium für Inneres 

Dipll)Ing. Ernst GEmL~CHSR 
Institut fUr empirische Sozialforschung 

I 
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Dr. Friedrich KOHL 
Sektionschef im Rechnungshof 

Univ.Prof. Dr. Ernest KULIL\rl 
Hochschule für Sozial- und 'Nirtschaftswisscnschaften 

in Linz , 

Dipl.lng. Dr. Wa:t,th1r RICH'rER 

Vertreter des Klubs der Freiheitlichen Partei Österreichs 

Frage 4 lautet: 
In welcher Weise sind die in den Jahren 1966 bis 1970 

aus dem Bereiche der Bffentlich Bediensteten an die Ver-
waltungsreformkommission heran~etra~~_en V8reinfachum~s­
'!!pd Reformvorschlä,r;e verwertet worden? 

Antwort: 
Die Bundesregierung hat anläßlich der Vorlage des 

Berichtes der in den Jahren 1966 bis 1970 tätig gewesenen 
Verwaltungsreforr.Jkommission bemerkt, daß sie ge\'lil1t ist ~ 
diese Vorschläge bei ihren eigenen Überlegungen mitzube-­
rücksichtigen • 

Die Darstellung 'der Tätigkeit der Arbeitskreise 1 bis ~ 
in der AntvlOrt auf Frage 2 zeigt, daß eine Reihe dieser 
Vorschläge sich mit Akt i vitäten der nun tätigen Verwal tun~s-, 
reformkommission deckt bzw. mit in die Überlegungen einoe·­
zogen werden. 

• 

31. März 1973 
DerBundeskanZler~. " 

. ' " ' ? 

. ' 
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